
Bestimmungen der §§ 9, 10 des Vergabegesetzes Mecklenburg-Vorpommern
(VgG M-V) zur Zahlung von Mindestlohn

Erklärungen des Bieters/der Bietergemeinschaft nach § 9 VgG M-V
Mindestlohn

1 zur Zahlung von

☐ Erklärung nach § 9 Absatz 1 VgG M-V: Auftrag im Bereich des Schienenpersonennahverkehrs sowie des
sonstigen Öffentlichen Personennahverkehrs im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. L
315 vom 03.12.2007, S. 1).

Mein  Unternehmen  verpflichtet  sich,  die  bei  der  vertragsgegenständlichen  Ausführung  dieser  Leistung
Beschäftigten mindestens nach den Vorgaben eines im Bundesgebiet oder einem Teil davon für ihre Branche
einschlägigen und repräsentativen Tarifvertrages in der jeweils geltenden Fassung zu entlohnen. Die Pflicht zu
höherer Entgeltzahlung aufgrund anderweitiger Regelungen bleibt hiervon unberührt.

Soweit  mein  Unternehmen  Leistungen  auf  Nachunternehmer  übertrage,  verpflichtet  es  sich,  dem
Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch den
Nachunternehmer zu überwachen.

☒ Erklärung nach § 9 Absatz 4 bis 6 VgG M-V: Mindestlohn 2

Mein Unternehmen verpflichtet sich, den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nach § 9 Absatz 4 Satz 1,
Absatz 6 Satz 1 VgG M-V bei der Ausführung der Leistung mindestens das nach § 9 Absatz 4 Satz 1 und 2
VgG M-V in Verbindung mit der Mindest-Stundenentgelt-Verordnung maßgebliche Mindest-Stundenentgelt zu
bezahlen. Die Pflicht zu höherer Entgeltzahlung aufgrund anderweitiger Regelungen bleibt hiervon unberührt.

Soweit  mein  Unternehmen  Leistungen  auf  Nachunternehmer  übertrage,  verpflichtet  es  sich,  dem
Nachunternehmer die für mich geltenden Pflichten aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch den
Nachunternehmer zu überwachen.

Vereinbarung nach § 10 VgG M-V zur Kontrolle der Mindestlohnzahlung

Soweit der Auftragnehmer nach Maßgabe von § 9 Absatz 1, 4 und 5 VgG M-V verpflichtet ist, gelten folgende
Bestimmungen:

Der Auftraggeber oder die andere Stelle nach § 10 Absatz 1 Satz 2 VgG M-V ist befugt, Kontrollen nach § 10 Absatz 1
Satz 1 VgG M-V durchzuführen und dabei Einsicht in die Entgeltabrechnungen, die die zur Erfüllung des jeweiligen
Auftrages   eingesetzten   Beschäftigten   betreffen,   sowie   in   die   zwischen   dem   Auftragnehmer   und   seinen
Nachunternehmern  geschlossenen  Verträge  zu  nehmen.  Der  Auftragnehmer  hat  seine  Beschäftigten  auf  die
Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. Der Auftragnehmer hat vollständige und prüffähige Unterlagen zur
Vornahme der Kontrollen nach § 10 Absatz 1 Satz 1 VgG M-V bereitzuhalten und auf Verlangen dem Auftraggeber oder
der anderen Stelle nach § 10 Absatz 1 Satz 2 VgG M-V unverzüglich vorzulegen.

Der Auftragnehmer ist verpflichtet, für jeden schuldhaften Verstoß gegen die Obliegenheiten nach § 9 Absatz 1, 4, 6 und
9 VgG M-V eine Vertragsstrafe in Höhe von 1 vom Hundert, bei mehreren Verstößen bis zu höchstens 5 vom Hundert
des Auftragswertes zu zahlen. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung der Vertragsstrafe auch dann verpflichtet, wenn der
von ihm beauftragte Nachunternehmer oder ein von diesem eingesetzter Nachunternehmer gegen seine nach § 9 Absatz
5 begründete Obliegenheit verstößt, sofern der Auftragnehmer diesen Verstoß kannte oder kennen musste.

Der vorsätzliche, grob fahrlässige oder mehrfache Verstoß gegen die Obliegenheiten nach § 9 Absatz 1, 4 bis 6 und 9
durch den Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer berechtigt den Auftraggeber zur fristlosen Kündigung des
Vertrages. Der Auftragnehmer ist verpflichtet, dem Auftraggeber den durch die Kündigung entstandenen Schaden zu
ersetzen.

___________________________________
Datum, Unterschrift

1 Gesetz über die Vergabe öffentlicher Aufträge in Mecklenburg-Vorpommern (Vergabegesetz Mecklenburg-Vorpommern – VgG M-V), zuletzt berücksichtigte Änderung: mehrfach
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes von 12. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 242) und der Ersten Verwaltungsvorschrift zur Änderung des Vergabeerlasses (AmtsBl. M-V 2019 S.
439).
2 Gilt nicht, soweit Unternehmen oder vorgesehene Nachunternehmer mit Sitz im EU-Ausland beabsichtigen, die verfahrensgegenständlichen Dienstleistungen ganz oder teilweise
im EU-Ausland zu erbringen (vgl. § 9 Abs. 9 VgG M-V).


